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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.02.1998 

Geschäftszahl 

95/07/0099 

Rechtssatz 

Die Behörde ist zur Übung des in § 4 letzter Satz OÖ KulturflächenschutzG eingeräumten Ermessens in der 
Erlassung eines Entfernungsauftrages lediglich bei Vorliegen einer Bedingung aufgerufen, deren Erfüllung sie 
nicht im Ermessenswege, sondern in gebundener Rechtsentscheidung zu beurteilen hat. Die Ermessensübung 
setzt die in rechtlicher Gebundenheit zu treffende Feststellung voraus, daß öffentliche Interessen der 
Landeskultur durch die gesetzwidrige Vorgangsweise nicht beeinträchtigt werden. Ist eine solche 
Beeinträchtigung aber festzustellen, dann bleibt für eine Ermessensübung im Sinne des § 4 letzter Satz OÖ 
KulturflächenschutzG kein Raum mehr, sondern ist der in § 4 Satz 1 OÖ KulturflächenschutzG vorgesehene 
Auftrag zu erlassen. 


